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An fra g e b e a n t W 0 r t 'L'.. ~ 

Die Abgeordneten C z er n AtZ unQ Genossen haben am 15. Feber d&J. 

in einer parlamentarischen Anfrage, betreffend optische VTarnungszeichen 

auf Grund der Kraftfahrverodnung, der Meinung Ausdruck gegeben, dass die 

:Bestimmung der Kraftfahrverordnung 19559 wonach optische Farnungszeichen 

ilU'lSrhalb verbauten Gebietes nur mit abgeblendetem Scheinwerfer abgegeben 

werden dürfen, den Inhalt der r:mtsprechenden Stelle des Kraftfahrgesetz8s 

1955 verändert und die Anwendung des Scheinwerfers als optische VTarnvorrich­

tm'lg wesentlich eingeschränkt habe. Sie richteten an den :Bundesminister für 

Handel und Wiederaufbau die Frage, ob er bereit sei, diese gesotzesändernde 

und daher verfassungsvddrige Bestimmung der Kraftfahrverordnung zuruckzu­

ziehGn und durch eine Fassung zu ersetzen? die der Bundesverfassung und dem 

:Ki'aftf ahrgesetz 1955 Re cm'lung' trägt.· 

:Bundesminister für Handel und Wiederaufbau Dr. :B 0 c k hat diese 

AnfraEe über die behauptete Gesetz eswidrigkeit dos § 68 .Abs 03 der Kraftfahr­

verordnung 1955 wie folgt beantwortetg 

§ 81 Abs.l Kraftfahrgesetz ]1..955 bestimmtg !1Sofern nicht zur Ab,achr . 

GinGr Gefahr .Schal1 zeichen erforderlich sind 9 sind an ihrer Stelle gv_t wahr­

nehmbare kurze und nicht unmittelbar aufeinanderfolgende Blinkzeichen mit 

den Scheinwerfern zulässig, wenn damit keine Blendwirkung verbunden ist." . 
In der :B estimmung des § 68 Abs. 3 der :K:raft fahrverordnung 1955 -

"Optische 'Warnungszeichen (§ 81 Abs.l des Kraftfahrgesetzes 1955) dürfen inner­

halb verbauten Gebietes nur mit abgeblendetem Scheinwerfer abgegeben werdentl 
-

erblickt die Anfrage eine Gesetz'3sänderung, weil die Verordnung Einschränkun­

gen vorsehe, die im Gesetz nicht gedeckt seien. 

Ich vermag dieser Auffassung nicht zu folgen, da das Verbot, im ver­

bauten Gc?biet nicht abgeblendete Scheinwerfer - zu welchen Zwecken immer "­

zu verwsnden, im § 83 Ahs .. l des Kraftfahrgesetzes 1955 begründet ist o 
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Diese Frage wird auch in Erkenntnis 0.8S VerVJaltungsgerichtsho:fes 

vom 25.5.19609 Zl. 451{5~, erörtert', da der Beschwerdeführer in diesem 

V::n·f;:.:hl~.::m gleichfalls eLi 8 Gesetzwidr igkei t des § 68 Abs.3 Kraftfahrverordnung 

1955 behauptet hat. In dem Erk.~;J:lntnis \7ird nuh YiÖ rtli eh ausgeführt g 

"Da gemäss 0.em vorletzten Satze des § 83 A1Js.l KFG. 

im v<::;;rbauten G::biat nur abgeblendete Scheim7erfer benützt 

werden dürfen, kan1'1 die Bestimmung des § 68 Lbs.3 KFV. 9 

wonach optische '7Tarnungszeichen innarhalo verbaut en 

Gebietes nur mit abgeblendetem Scheim7erfer abgegeben 

werden dürfen, nicht g3setzwidrig sein. 1r 

Auch im Rinb lick auf di8ses Verwal tungsgr=;richtshoferkenntnis 

seh3. ich mich nicht veranlasst }o.erz8it eine ll.bänderung der be8"nstänc13tel1. 

Bestimmung der Kraftfahrverordnung in Erwägung zu zi8hen. Bei der bevor­

stehenden Neuordnung des Kraftfahrrechtes YlircLjedoch eine entsprechende 

Fassung des Kraftfahrgesetzes, die alle; Zwsifel ausschliesst, vorgeschlagen 

.-0-"-0-0-0-.-
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